Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 52 Ausgegeben Danzig, den 28. Ottober | 1922 


— 


Juhalt. Geſetz betreffend den Vertrag zwiſchen der Freien Stadt Danzig und Polen in Sachen der Einführung 
von neuen Tarifen, Tarifänderungen und Tariferhöhungen auf den im Gebiete der Freien Stadt Danzig von Polen verwalteten 
Eiſeubahnen vom 22. Juli 1922. Vom 4. Oktober 1922 (S. 4777. — Geſetz zur Erganzung des Geſetzes über die 
Teuerungszuſchläge zur Aufwandsentſchädigung der Mitglieder des Volkstages und der Mitglieder des Senats im Nebenamt 
vom 23. Mai 1922. (G. Bl S. 117). Vom 13. Oktober 1922 (S. 478). — Verordnung über Ausdehnung der Ver⸗ 
ſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung (S. 479). 


162 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird» 

f Geſetz 
betreffend den Verlrag zwiſchen der Freien Stadt Danzig und Polen in Sachen der Einführung 
von neuen Tarifen, Tarifänderungen und Tariferhöhungen auf den im Geblete der Freien 
Stadt Danzig von Polen verwalteten Eiſenbahnen vom 22. Juli 1922. Vom 4. Oktober 1922. 


Artikel J. 
Dem am 22. Juli 1922 unterzeichneten Vertrage zwiſchen der Freien Stadt Danzig und Polen in 
Sachen der Einführung von neuen Tarifen, Tarifanderungen und Tariferhöhungen auf den im Gebiete der 
Freien Stadt Danzig von Polen verwalteten Eiſenbahnen wird zugeſtimmt. 
Der Vertrag wird nachſtehend veroffentlicht. 


Artikel II. 
Dies Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Vertrag 


in Sachen der Einführung von neuen Tarifen, Tarifänderungen und Tariferhöhungen auf den im 
Gebiet der Freien Stadt Danzig von Polen verwalteten Eiſenbahnen. 


Die Freie Stadt Danzig und Polen haben zur teilweiſen Ausführung des Abſatzes 12 der auf 
Grund der Danzig-polniſchen Konvention vom 9. November 1920 getroffenen Entſcheidung des Oberkommiſſars 
des Völkerbundes vom 5. September 1921 Verhandlungen eingeleitet und zum Zwecke des Abſchluſſes eines 
Abkommens als ihre Bevollmächtigten bezdichnet: 
die Freie Stadt Danzig: z 
Herrn Oberregierungsrat Dr. Max Draeger beim Senat in Danzig, 
die Republik Polen 
Herrn Dr. Ignacz Wrobel, Departementsdirektor im Eiſenbahnminiſterium in Warſchau. 
Die Bevollmächtigten haben, nachdem ſie ihre Vollmachten ausgetauſcht und als gut und richtig 
befunden haben, folgenden Vertrag im beiderſeitigen Einvernehmen feſtgeſetzt. 
es 8 1. 
(1) Hält die polniſche Eiſenbahnverwaltung die Einführung eines neuen Tarifes oder eine Tarif⸗ 
erhöhung für erforderlich, ſo wird ſie den Danziger Delegierten, als Vertreter der Freien Stadt Danzig, 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 5. 11. 1922). 


* 
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angemeſſene Zeit vor dem für die Einführung des Tarifes in Ausficht genommenen Tage davon in Kennt⸗ 
nis ſetzen. Will der Danziger Delegierte die Tarifeinführung oder die Tariferhöhung beanſtanden, ſo gilt 
die Beanſtandung als erfolgt, ſobald er fie mit Bezugnahme auf § 1 dieſes Vertrages der polnischen Eiſen⸗ 
bahn verwaltung (Staatsbahndirektion Danzig) unter Angabe von Gründen ſchriftlich mitteilt. Beide Teile 
haben ſodann innerhalb einer Friſt von 7 Tagen, die mit dem auf die Aushändigung dieſer Mitteilung 
folgenden Tage zu laufen beginnt, die Entſcheidung des Oberkommiſſars gemäß Atikrel 39 der Konvention 
anzurufen. f 
(2) Hält Danzig die Friſt von 7 Tagen nicht ein, ſo gilt die Beanſtandung als nicht erfolgt. 

(3) Hält Polen die Friſt von 7 Tagen nicht ein, jo gilt die beabfichtigte Tarifeinführung oder 
Tariferhöhung als aufgegeben. 

(4) Ruft Polen innerhalb der 7 tägigen Friſt die Entſcheidung des Oberkommiſſars an, fo tritt 
der Tarif an dem für die Einführung oder Erhöhung in Ausſicht genommenen Tage in Kraft und bleibt in 
Kraft, es ſei denn, daß von dem Oberkommiſſar oder dem Rat des Völkerbundes eine anderweite An— 


ordnung getroffen wird. 
8 2. 


(1) Jede Tarifänderung, desgleichen die Einführung von neuen Tarifen und Tariferhöhungen in 
den Fällen, wenn fie nicht beanſtandet werden, und in den Fallen des § 1 Abſ. 1, 2 und 4 wird die Freie 
Stadt Danzig auf Antrag der polniſchen Eiſenbahnverwaltung als Bekanntmachung derſelben und auf deren 
Koſten im Danziger Staatsanzeiger unverzüglich mit der Maßgabe veröffentlichen, daß fie durch dieſe Ver— 
offentlichung bindende Kraft erlangen. 

(2) Setzt der Oberkommiſſar oder der Rat des Völkerbundes eine Tariferhöhung oder einen neuen 
Tarif außer Kraft, ſo wird die Freie Stadt Danzig dies unverzüglich auf Antrag und Koſten der polniſchen 
Eiſenbahnverwaltung veröffentlichen. 

(3) Die Außerkraftſetzung eines neuen Tarifes oder einer Tariferhohung hat keine rückwirkende Kraft. 

n 83. 

Dieſes Abkommen, deſſen deutſcher und polniſcher Text maßgebend iſt, tritt an dem Tage, an 

welchem die Ratifikationsurkunden der beiderſeitigen Regierungen in Danzig gewechſelt worden find, in Kraft. 
8 4. f 

Zugleich tritt die proviſoriſche Vereinbarung vom 24. November 1921, die aus Anlaß der Über- 
gabe der Danziger Eiſenbahn an die polniſche Eiſenbahnverwaltung zwecks Regelung des Verhaltniſſes der 
Danziger Behörden zur polniſchen Eiſenbahnverwaltung in der Freien Stadt Danzig abgeſchloſſen wurde 
außer Kraft, ſoweit fie ſich auf den in dem vorliegenden Vertrage geregelten Gegenſtand bezieht. 

Danzig, den 4. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
ö Sahm. Dr. Frank. 


164 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz N 
zur Ergänzung des Geſetzes über die Teuerungszuſchläge zur Aufwandsentſchädigung der 
Mitglieder des Volkstages und der Mitglieder des Senats im Nebenamt vom 23. Mai 1922 
(G.⸗Bl. S. 117). Vom 13. Oktober 1922. 
I 
Die in Artikel TS 1 feſtgeſetzten nn werden vom 1. September 1922 ab erhoht: 


a) bei einer Aufwandsentſchädigung von 1200 M auf 2800 M, zuf. 4000 M, 
p) bei einer Aufwandsentſchädigung von 1500 M auf 4500 M, zuſ. 6000 M, 
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c) für den Präſidenten bei einer Sonderentſchädigung von 600 M auf 2600 M, zuſ. 3200 M, 


d) für die Vizepraſidenten bei einer Sonderentſchädigung von je 300 M auf je 1300 M, zuf. N 
1600 M. 
8 2. 


Die nach § 2 Abſ. 1 feſtgeſetzten Abzüge für verfäumte Vollſitzungen des Volkstages gemäß $ 4 
des Geſetzes über die Aufwandsentſchädigung der Mitglieder des Volkstages vom 16. 12. 21 (Geſ.⸗Bl. 1922 
©. 1) werden vom 1. September 1922 ab von 65 M auf 135 M erhoht. 


sek 
Der nach Art. II S 1 für Mitglieder des Senats im Nebenamt feſtgeſetzte Teuerungszuſchlag wird 
vom 1. September 1922 ab erhoht: = 


a) für diejenigen Senatoren, die innerhalb des Stadtbezirks Danzig und der von dort durch 
Straßen- oder Vorortbahn erreichbaren Ortſchaften wohnen (neben der Aufwandsentſchädi⸗ 
gung von 1500 M) auf 3500 M, zuſ. 5000 M, 


b) für die übrigen Senatoren (neben der Aufwandsentſchädigung von 1500 M) auf 4500 M, 
zuſ. 6000 M, 


c) für den Vizepräſidenten des Senats (neben der Aufwandsentſchüdigung von 2000 M) auf 
5200 M, zuſ. 7200 M. 


Danzig, den 13. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Ziehm. 


165 Verordnung 
über Ausdehnung der Verſicherungspflicht in der Angeſtelltenverſicherung. 


Auf Grund des Artikels VI des Geſetzes über vorläufige Umgeſtaltung der Angeſtelltenverſicherung 
vom 7. Juli 1922 (Geſetzblatt S. 244) wird mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstages für ſoziale 
Angelegenheiten folgendes verordnet: 

Artſtel J. . 

Im $ 1 Abſ. 3 des Verſicherungsgeſetzes für Angeftellte vom 20. Dezember 191 (Reichsgeſ.⸗Bl. 
S. 989) in der Faſſung des Geſetzes über vorläufige Umgeſtaltung der Angeſtelltenverſicherung vom 7. Juli 1922 
(Geſetzbl. S. 244) wird das Wort „hunderttauſend“ erſetzt durch „dreihunderttauſend“. 


Artikel II. 


Für Neuverſicherte gelten die 88 366, 395 bis 398 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte mit 
der Maßgabe, daß die Friſten vom Inkrafttreten dieſes Artikels ab laufen. 


Artikel III. 

Den Wiederverſicherten werden die Kalendermonate der Zwiſchenzeit als Beitragsmonate im Sinne 
der § 15, 49 des Verſicherungsgeſetzes für Augeſtellte angerechnet. 

Wenn ein folder Angeſtellter von dem Rechte der freiwilligen Verſicherung nach $ 15 des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte für die zurückliegende Zeit, während der er nicht verſicherungspflichtig war, 
Gebrauch macht oder gemacht hat, ſo gelten die freiwilligen Beitrage, die er für dieſe Zeit entrichtet hat oder 
gültig nachentrichtet, als Pflichtbeiträge im Sinne des § 48 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte, nicht 
dagegen im Sinne des & 398. Die freiwillige Verſicherung hat die Wirkung der Pflichtverſicherung nur 
inſoweit, als ihre Beitrage mindeſtens in der Gehaltsklaſſe des letzten Pflichtbeitrages von jenem Ausſcheiden 
des Angeſtellten aus der Verſicherungspflicht und im Falle des § 177 mindeſtens in derjenigen Gehaltsklaſſe, 
deren Beitrag dieſem Pflichtbeitrag am nächſten liegt, entrichtet ſind oder gültig nachentrichtet werden. 
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Artikel IV. d 
Neuverſicherte werden auf Grund des § 11 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte von der Ver⸗ 
ſicherungspflicht rückwirkend auf den Tag ihres Beginns befreit, wenn der Befreiungsantrag bis einſchließlich 
31. Oktober 1922, beim Rentenausſchuß oder der Reichsverſicherungsanſtalt eingeht, und bereits zu dem 
früheren Zeitpunkt die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Befreiung im übrigen vorlagen. 


Artikel V. 
Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1922 ab in Kraft. 


Danzig, den 27. Oktober 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


